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Was ist der Mikrozensus?
Der Mil«ozensus ist eine amtliche Haushaltsbefragung, mit der insbesondere
wichtige Ergebnisse über die wirtschaftIiche und soziale Lebenslage der
Bevölkerung ermittelt werden. Dazu werden die Angaben von Haushalten, also
der Bürger selbst, die wie Sie in repräsentativ ausgewähl1.q 2ähllezfuken
wohnen, benötigt. Ohue Ihre Mithilfe ist es nicht möglich, ein zuverlässiges
Bild der Lebensverhältnisse in unserem Land zq erhalten. Wir bitten Sie
dqher um Ibre Mitafteit.

Nur mit Hilfe einer zuverlässigen Statistik, die wie beim Mil«ozensus aus der
Summe der Angaben aller Befragten gewonnen wird, können z.B. gezielte
staatliche Maßnahmen für die Bürger - mit wkkung für den Einzelnen oder die
Familie - vorbereitet werden.

Der Milirozensus hat sich als amtliche Repräisentativstatistik (Stichprobe) bereits
seit 1957 bewährt, da mit ihm jilhrlich schnell, kostensparend und ausreichend
genau die wichtigsten Veränderungen der bevölkerungs- und
erwerbsstatistischen Daten ermittelt werden können. Der Mikrozensus hat sich
damit zu einer für Parlament, Regienrng, Verwaltung, Wissenschaft und
Öffentlichkeit in Bund und Ländern unverzichtbaren Informationsquelle ent-
wickelt.

Beispiele dafür, welche Aussagen Daten des Mil«ozensus ermöglichen, finden
Sie aufden Seiten 14 ff

Warum werden gerade Sie befragt?
Ftir das Jahr 1993 sind nach einer objektiven, mathematisch-statistischen
Zufallsauswahl aus den etwa 35 Millionen Haushalten 350 000 Haushalte aus-
gewählt worden. Darunter befindet sich auch Ihr Haushalt. Grundlage der
Zufallsauswahl ist daq bewohate Bundesgebiet; es wird in Flächen mit etwa
gleich großer Bevölkerungszahl (6 bis 12 Haushalte) eingeteilt. Von diesen
Flächen (AuswalJeinheiten) werden dann I % mit Hilfe von Zufallszehlen auf

3
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Landes- und Regierungsbezirksebene in einem vollautomatischen Verfahren
ermittelt. Jede Erhebungseinheit @ersonen, Ilaushalte, Wobnungen) hat dabei
die gleiche Chance (Wahrscheinlichkeit), ausgewählt zu werden.

Die Zufallsauswatrl erfolgt nicht - wie es ihr Name vielleicht nnhslegt - willkur-
lich, sondem nach strengen mathematisch-statistischen Regeln. Zu diesen Regeln
gehört, daß die einmal geüoffene Auswahlanordnung eingehalten wird. Deshalb
kann ein ausgewählter Haushalt nicht gegen einen anderen ausgetauscht werden.

In den ausgewählten Flächen werden die Erhebungen in vier aufeinanderfol-
genden Jahren durchgeführt. Die maximal mögliche viermalige Befrag:nng der
gleichen Einheiten gewährleistet einen hohen Genauigkeitsgrad der Ergebnisse
fiir die Berichtswoche des jeweiligeu Jahres und der Veränderungen von Jalr zu
Jahr.

Aufgrund welcher Rechtsgrundlage wird
befragt?

Die amtliche Statistik führt statistische Erhebungen nur drnn ds16[, wenn sie
durch Gesetz oder andere Rechtsvorschriften angeordnet sind. Die Rechts-
grundlage für den Mikrozensus und somit für Ihre Befragung ist das nGesetz zur
Durchfühnrng einer Repr'asentativstatistik über die Bevölkerung und den
Arbeitsrnarkt" (Milcozensusgesetz) vom 10. Juni 1985 (BGBI.I S.955), geän-
dert durch Artikel I des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBI.I S. 2837),
und die dazu erlassene Mil«ozensusverordnung vom 14. Juni 1985 (BGBI. I
S.967) sowie die Erste Verordnung zur Andenrng der Mil«ozensusverordnung
vom 21. April 1986 (BGBI.I S.43O, die Zweite Verordnung zur Anderung der
Milsozenzusverordnung vom 28. Febnrar 1989 (BGBI.I S. 342) und die Dritte
Verordnung zur Anderung der Mil«ozensusverordnung vom 12. April l99l
(BGBI.I, S. 902), in Verbindung mit dem Gesetz über die Statistik für
Bundeszwecke @undesstatistikgesetz - BStatG) vom 22. Januar 1987 (BGBI.I
5.462, 565), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Dezember 1990
(BGBI.I S. 2837). Das Milaozensusgesetz, die dazu erlassene Verordnung und
die Anderungsverordnungen sowie einen Auszug aus dem Bundesstatistikgesetz
finden Sie am Ende dieser Broschtire.
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S,nd Sre zur Auskunft verpflichtet?
Sind Sie volljährig oder führen Sie als minderjäihrige Person ei:ren eigenen
flaushalt, so sind Sie, auch flir minderjährige Haushaltsmitglieder, nach § 9
Mikrozensusgesetz in Verbindung mit §§ 15,26 Abs. 4 Satz I Bundesstatistik-
gesetz zur wahrheitsgemäßen und vollständigen Beantworhrng der Fragen im
Erhebungsvordruck I bzw. l+E verpflichtet. Dies gilt auch für Fragen nach Vor-
und Familien-oamen des Wohnungsinhabers gem. § 6 Abs. I Nr.4
Mil«ozensusgesetz, wenn diese nicht von diesem selbst beantwortet werden. Für
volljährige Haushaltsrnitglieder, die wegen einer Behinderung selbst nicht
Auskunft geben können, ist jedes andere auskunftspflichtige llaushalWnitglied
auskunftspflichtig. In Gemeinschafts- und Anstaltsunterkänfren ist für Personen;
die wegen einer Behinderung oder wegen Minderjährigkeit selbst nicht Auskunft
geben können, der Leiter der Einrichtung auskunftspflichtig. Die
Auskunftspflicht ftr Dritte erstreckt sich auf d.ie Sachverhalte, die dem/der
Auskunftspflichtigen bekannt sind. Sie entfällt, wenn die Auskifnfte durch eine
Vertauensperson erteilt werden.

Eine Befreiung von der Auskunftspflicht, egal aus welchen Gründen (2.B. Alter
oder Krankheit), ist nicht möglich, da ansonsten die Genauigkeit der Ergebnisse
sinkt und dadurch der Zweck des Mikrozensus nicht mehr erreicht werden kann.
Gerade bei einer Stichprobe kann schon der Ausfall weniger Haushalte die
Gesamtergebnisse in ihrer Genauigkeit wesentlich beeinträchtigen l).

Welche Auskünfte können Sie freiwillig
erteilen?

Die Angaben zu den Fragen im Vordruck Zbmr.2+E sowie die Angabe Ihrer Te-
lefonnummer sind freiwillig. Im einzelnen handelt es sich dabei um die Fragen
zum Eheschließungsja-hr, zum zusätzlichen privateo i«ankenversicherungs-
schutz, die Fragen zur Aus- und Fortbildung Wir bitten, r'.'s auch diese Aus-
ktinfte zu geben, da nur bei einer hohen Antwortquote valide Aussagen zu The-
menkomplexen wie z.B. "Ki:rderzaht in Abhängigkeit von der Ehedauer" oder
"Integration ausländischen Mitbürger" möglich sind.

1) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforderung zur Auskunftserteilung haben
keine aufschiebende \Mrkung (§ 9 Absatz 3 MikrozensusgeseE).
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Wer sind die lnterviewer?
Es werden Interviewer eingesetzt, um Ibnen das Ausfüllen der Erhebungsvor-
drucke zu erleichtem. Sie sind in der Lage, in relativ kurzer Zeit den Erhe-
bungsvordruck auszufüllen. Damit entfällt für Sie diese häufig als mühevoll und
zeitaufirendig empfundene Arbeit.

Der Interviewer ist eine Vertrauensperson' die Ihnen mit Rat und Tat zur
Seite steht. Er ist ein Beauffragter des Statistischen Landesamtes; er wird sich
durch seinen Interviewer-Ausweis in Verbindung mit seinem Personalausweis
ausweisen und darf die Wohnung nur mit Zustimmrng eines Verfügungsbe-
rechtigten betreten.

Haben sie keine Scheu, den Interviewer um Hilfe zu bitten. Er ist ebenso wie alle
anderen Mitarbeiter, die im Statistischen Landesamt oder im Statistischen
Bundesamt mit dem Mikrozensus zu tun haben, zur absoluten Verschwiegenheit
verpflichtet (§ 8 Mikrozensusgesetz, § t6 Absatz I Bundesstatistikgesetz) und
vom Statistischen Landesamt mit besonderer Sorgfalt ausgewählt worden. Es

wird kein lnterviewer eingesetzt, bei dem ein Interessenkonflikt aufgrund seiner
beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit denkbar wäre. Ebenso wird kein
Interviewer eingesetzt, der in unmittelbarer Nachbarschaft Ihres Wohngebietes
wohnt.

Interviewer dürfen aus der Interviewertätigkeit im Rahmen dieser Erhebung
gewonnene Erkenntnisse nicht in anderen Verfabren oder ftr andere Zwecke
verwenden. Sollten Sie dennoch Bedenken gegen eine Offenlegung der erfor-
derlichen Angaben gegenüber dem Interviewer haben, so geben Sie Ibre
schriftlichen Angaben in einem verschlossenen Umschlag ab (siehe auch §§ 8

und I 0 Mil«ozenzusgesetz).

Wie können Sie Auskunft erteilen?
Sie können entweder dem lnterviewer Auskunft erteilen (der lnterviewer hält
dann Ihle Antworten im Fragebogen fest) oder Sie füllen den Fragebogen selbst
aus. Der erste Weg hat sich als der schnellste und sicherste erwiesen, da die

H'
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Interviewer mit dem Fragebogen verkaut sind. Wen:r Sie jedoch die Erhe-
bungsvordrucke lieber selbst ausfülen wollen, so erhalten Sie vom lnterviewer
bzw. vom Statistischen Landesamt die erforderli"6sa f,üsfrrngsunterlagen. Bei
einer Übersendung der selbst ausgefüllten Erhebungsvordrucke an das
Statistische Landesamt geben Sie bitte auf dem ausreichend frankierten
Umschlag das Kennwort "Mikrozensus" sowie Ihren Vor- und Familienaamen
und Ibre Anschrift (Gemeinde, Skaße, Hausnummer) an. Leiten Sie Ihre Fra-
gebogen dem Statistischen Landesamt bitte innerhalb einer Woche zu.

Beräcksichtigen Sie aber bitte, daß Sie - auch bei Selbstausfülluog - verpflichtet
sind, dem lnterviewer gegenüber die Zahl der Haushalte in der Wobnung, die der
Personen im tlaushalt, Ihren Vor- und Familiennamen, das Leerstehen der
Wohnung sowie die Hilfsmerknde "Straße, Ilausnummer und Lage der
Wohnung im Gebäude" anzugeben. Nur so ist eine ordnrmgsgemäille Durch-
führung 4s1 f,1foslung möglich.

Die Erhebungsvordrucke sind so gestaltet, daII Sie jeweils gemeinsam mit
anderen Haushaltsmitgliedem die Fragen beantworten können. Dieser Weg hat
sich als besonders vorteilhaft erwiesen. Es steht Ihnenjedoch frei, Ihre Angaben
zu den Fragen für sich allein auf einem eigenen Bogen zu machen (siehe § l0
Abs. 3 Milaozensusgesetz).

Welche Fragen werden an Sie gestellt?
Der Milsozensus beinhaltet Erhebungsmerl«nale, d.h. Merkrnale über per-
sönliche und sachliche Verhältnisse, die zur statistischen Verwendung bestimmt
sind, sowie Hilfsmerhnale, die für die praktische Durchfühmng der Stichprobe
erforderlich sind.

In diesem Jahr bitten wir Sie, für die Berichtswoche vom 19. bis 25. April 1993
zu den Erhebungsmerkmalen folgender Bereiche Angaben zu machen:

Im Vordruck I bzw. l+E insbesondere
zur Person (Geschlecht, Alter, Familierstald, Staatsangehörigkeit)
zu Art und Umfang der Beteiligung am Erwerbsleben
zum ausgeübten Beruf
zu den Quellen des Lebensunterhalts
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Im 2 bzut.Z+E insbesondere
zu Aus- uad Weiterbildung
zu den Fragen an Ausländer

Die Beantwor,nrng dieser Fragen ist freiwillig.

Die in den Erhebungsvordnrcken enthaltenen Fragen und Antrvortnöglichkeiten
sind in der Mil«ozensusrrerordnung einscbtießlich der Anderungsverordnulgen
detqilliert vorgeschrieben.
Was Hilfsmerkmale sind und wozu sie gebraucht werden, erfahren Sie im fol-
genden Abscbnitt.

Warum Name und Anschrift?
Der Erhebungsvordruck des Mikrozensus kann nicht ohne Namensangabe der
zum Haushalt gehörenden Personen auskommen. Die auf ihm erfallten Namen
sind Hilfsmerkmale, werden jedoch weder verschlüsselt noch auf maschinelle
Datentäger übernommeu. Die Angaben dienen lediglich dazu, daß der Inter-
viewer bzw. Sie als Befragter während des Ausfüllens der Erhebungsliste die
Persouen und die einzutragenden Angaben nicht verwechseln - also ein Hilfs-
mittel auch für Sie selbst - und daß weiterhin das Statistische Landesamt bei
fehlenden oder widersprüchlichen Angaben einzelner Personen Rückfragen
stellen kann. Vor der Übemahme der Erhebungsmerlanale auf die frr die
maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datentriger wird die Namensleiste
von dem Erhebungsvordruck abgetennt und vernichtet.

Im Interesse einer hohen Ergebnisqual.ität, d.h. zr:r vollständigen und richtigen
Erfassung der ausgewählten Bü,gSrrngseinheiten sowie zur Durchfrbnrng von
Rückfragen bei Unklarheiten hat der Interviewer einige gesetdich geregelte
organisatorische Aufgabeu zu erfrllen (s. § 8 Mikrozensusgesetz), indem er für
den von ihm zu bearbeitenden Auswatrlbezirk eine Verteilungsliste und frr jeden
dort wohnenden Haushalt jeweils einen llaushaltsmantelbogen anlegt und darin
als Hilfsmerkrnale (s. § 6 Milaozensusgesetz) Vor- rmd Familienname der
Haushaltsmitglieder, Telefonnummer, Süalle, Ilausnummer, Lage der Wohnung
im Gebäude sowie Vor- und Familienname des Wohnungsinhabers einträgl.
Diese Hilfsmerlanale, zu denen auch der Name der Arbeitsstätte zählt, dienen
lediglich der technischen Durchflihrung der Erhebung und werden frühzeitig von
den Erhebungsmerl«nalen getennt - und zwar bevor die Erhebungsmerl«rnale auf
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maschinelle Datentäger übemommen werden - gesondert aufbewalfi und nach
spätestens vier Jahren vemichtet. Vor- und Familiennamen, Gemeinde, Shalle
und Hausnummer dtirfen lediglich für mögliche Folgebefragungen sowie als
Grundlage für die Durchführung der Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater
Haushalte verwendet werden (§ I I Abs. 4 Milsozenzusgesetz).

Was geschieht mit lhren Angaben?
Im Statistischen Landesrramt werden Ihre Angaben von Namen und Anschrift -
also die Erhebungsmerknale von den Hilfsmerkmalen - getrennt. Nur die
Erhebungsmerlanale werden in Zahlen umgesetzt und auf einen maschinellen
Daüenträger gebracht, der Namen und Anschrift nicht enthält.

Ftir die Befragung und die Aufbereitung Ihrer Angaben sind laufende Nummem
und Ordnungsnummern, die der Herstellung des Haushalts-, Wobnungs- und
Gebäudezusammenhangs dienen, erforderlich (2.B. lfd. Nummer des Haushalts
im Auswahlbezirk) und dtirfen auf die für maschinelle Weiterverarbeitung
bestimmten Datentäger übernommen werden (§ 4 Ml«ozensusgesetz). Diese
Nummern enthalten keine über die Erhebungs- und Hilfsmerkrnale
hinausgehenden Angaben. Sie werden mit Ausnahme der Auswahlbe-
zirksnummer auf den maschinellen DatenEägern gelöscht, sobald der Gebäude-,
Wohnungs- und Haushaltszusammenhang fehlerfrei von dem Statistischen
Landesamt hergestellt ist. Sie werden durch andere, verfremdete Nummern
ersetzt, die keinen Rückgriff auf identifizierende Hilfsmerl«nale und
Ordnungsnummem mehr ermöglichen; nur dadurch können die gefundenen
Zusammenhänge, die für statistische Auswertungen insbesondere auf Familien-
und Haushaltsebene erforderlich sind, erhalten werden. Nach Abschlul] der
letzten der vier Erhebungen, die in einem Auswahlbezirk durchgeführt werden,
wird auch die Auswahlbezirksnummer gelöscht G. § 11 Abs. 3
Miloozensusgesetz).

Übrig UteiUt von Ihren Angaben letztlich nur ein aus Ziffern bestehender
Datensatz auf einem maschinellen Datenträger, der per EDV-Programm aus-
gewertet wird. Auswertungsergebnisse werden in Tabellenform ausgedruckt
bzw. als Schaubilder dargestellt.
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Anteil der Erwerbspersonen an 100 Männern bzw. Frauen der jeweiligen
Altersgruppen (Erwerbsquoten)

Ergebnis des Mil«ozensus 1991

Alter von ... bis
unter... Jahren

Männlich

arsammeu

Weiblich

zusafiImen ledig Yer-
heiratet

vewJ
ßesch.

37,2!J-20
20 -25
25 -10
30-35
35-40
40-45
45-50
50-55
55-60
60-65
65 -'t0
?0 -'t5

44,6

79,7
88,5
96,3
97,7
97,6
96,4
91,4
79,7
13,5
7,4
4,1
2,0

75,9
75,6
72,8
75,1
75,4
12,8

65,3
42,9
10,7
3,3

1,8

0,7

16,9

77,8
85,3
90,5
92,0
90,2
88,4
83,3
66,9
r 6,3
4,6

49,7

70,1
68,?
6?,4
7t,2
72,1
69,4
61,8
39,3
9,5
3,1

2,t
0,9

52,4

76,5
85,9
86,5
89,5
89,9
87,0
78,4
50,6
t2,2
3,3
1,6
0,6

24,8

75 und mehr

Zusammeu
(15 u. meür) 72,6 48,5

%
100

90

80

70

60

50

40

30

20

10

Anersspezmsche EdYerbsquoten
lm Ap?ll 19!r1 1)

25-30 3540 4t5O 5S065 u
20-25 303s 40{5 5G55 6G65

Anär von ... bis umor ... Jahr€n
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1) Erg€bnis des Mikrozensus
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Wie wird die Geheimhaltung gewährleistet?
Die bei Ihnen erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 BStatG grundsätzlich
geheimgehalten. Sie därfen nur flir die gesetzlich bestimmten Zwecke verwendet
werden. Damit ist jede Verwendung der aus Ihren Einzelangaben gewoDnenen
Erkenntnisse zu Maßnahmen gegen Sie ausgeschlossen.

Nur in ausdrücklich gesetzlich geregelten Ausnahmefällen dürfen Einzelangaben
übermittelt werden. Diese Ausnahmen sind in § 16 Abs. 6 BStatG festgelegt.
Danach ist es zulässig, den Hochschulen oder sonstigen Einrichtungen mit der
Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher Forschung für die Durchführung
wissenschaftlicher Vorhaben Einzelangaben dann zur Verfügung zu stellen,
wenn diese so anonymisiert sind, dalJ sie nur mit einem unverh2iltrismäßig
großen Aufivand an Zeit, Kosten und Arbeitsl«aft dem Befragten oder
Betroffenen wieder zugeordnet werden können.

Auch für die Personen und Institutionen, die derart anonymisierte Einzelangaben
erhalten, besteht die Pflicht zur Geheimhaltung. Eine Reidentifizierung ist nach
§ 15 Mil«ozensusgesetz untersagt.
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Welche Aussagen ermöglichen die Daten des Mikrozensus
1993?

Der Milaozensus ist eine sogenannte "Mehrzrveckstichprobe", d.h. die erhobenen
Daten beziehen sich auf viele Sachbereiche und dienen dämit als Grundlage
vielfältiger Maßnahmen und Entscheidungen. Wie tagtägtich viele Anfragen von
Parlamentariern, Regierungsmitarbeitern, Wissenschaftlern und Privatpersonen
zeigen, besteht vielfältiges Interesse an Angaben aus dem Mikrozensus.

Um nur einige Beispiele für die Nutzung der Mil«ozensusergebnisse zu nennen:
Ftir bestimmte Gesetzesvorhaben mul) man einfach wissen, wie groß bestimmte
Bevölkerungsgruppen sind. Beispielsweise alleinstehende Mütter oder Väter mit
Kindern; kinderreiche Familien; ältere Menschen, die in Einpersonen-
Haushalten, in Mehrpersonen-Haushalteu oder in Heimen leben. Diese
lnformationen bereitzustellen, ist Aufgabe des Milcrozensus. Wie viele
Menschen in den verschiedenen Regionen der Bundesrepublik erwerbstätig sind,
in welchen Berufen, welchen Branchen und in welcher Stellung sie arbeiten - das
wüßten wir nicht ohne den Mikrozensus.

Die Ergebnisse werden vom Statistischen Landesamt und vom Statistischen
Bundesamt in Wiesbaden veröffentlicht. Sie stehen nicht nur für Regierung und
Verwaltung, sondem auch der Wissenschaft, der Presse und allen interessierten
Bürgena zur Verfügung.

Zu einigen Ergebnissen aus den im Milcrozensus 1993 enthaltenen Themen-
komplexeu sind nachfolgend beispielhaft Nutzuugsmöglichkeiten mit Ergeb-
nissen der Vorjahre dargestellt:



- 15 -
Bevölkerung, Haushalte, Familien
z.B. Haushaltsgröße 199 I

- Vorausschätzung des Wohnr:ngsbedarfs
- Zielgruppengrößen für Konsumgriterbedarf
- Planungsgrößen für Infrastrukhueinrichtungen

Quellen des Lebensunterhalts
z.B. Quellen des überwiegenden Lebensunterhalts l99l

- Beurteilung der wirtschaftIichen Verhältnisse aller Bundesbürger
- Konsequenzen von versorgungspolitischen ldaßnahmen wie Rentenerhöhung,

Erhöhung des Sozialh il fesatzes o.ä.
- Gewichtung der Bedeutung verschiedener Ei::kommensarten frr unter-

schiedliche Bevölkerungsgruppen

ao
trfltr

3a* Enpersonerr
häushalte

3t * afleipersonen.
ha.rshalte

36 r Hausheno mit 3 rnd mehr Person€n

a6

a6

45 o/o

durch Erwerbstätigkeit

24%
durch Rente u. dgl. 3L o/"

durch Angehörige
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Beteiligung am Erwerbsleben
z.B. Erwerbstätigkeit der Frauen 1991 (15 bis unter 65 Jahren)

2t b.u. lt
15bu2aJ.lf

fEt'rdtar!e.

E,EBIÄIF

ts b.u a5 J.tr.

slt b-u 6lt Jdn

a3 b.u slt J.lr.

- Schätzung des Erwerbspersonenpotentials
- Bedarf an Kinderl«ippen-/I(ndergartenplätzen
- Vorausschätzung der Rentenempfängerinnen

Soziale Sicherung
z.B. Krankenversicherte I 99 I

- Umfang des Versichenrngsschutzes in der Gesamtbevölkerung
- Auswfukungen von Beitagserhöhungen oder -senkungen
- Vorausschätzung der Mtglieder in den Versicherungszweigen

pfichtversicherl 38%

lreiwfllig versichert 12%

17%als Renher
v€rsicherl

als Farnilienrnilolied
mitverslchert - 30.4

3%sonslige

^,)(,Xl
2q 2(X)t
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Aus- und Weiterbildung
z. B. Erwerbstätige nach Ausbild,,ngsabschluf! 1991

- Qualifikationsprofi I von
- Zielgruppengrößen für Weiterbildungsma-ßnahmen
- Einschätzung der "Wettbewerbsfdhigkeit" von Bundesbürgern auf dem

EG- Arbeitsrnarkt

Ausländer
z.B. Aufenthaltsdauer 199 I

- Integration ausländischer Mitbärger
- Schätzung des zukünftigen Ausländeranteils an der Bevölkerung
- hopose der weiteren Aufenthaltsdauer
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Gesetz
zur Durchführung einer Bepräsentativstatistik
über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt

(Mikrozensusgesetz)
Vom 10 Juni 19E5

(BGBI.rS.95sf)
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates

das lolgende Gesetz beschlossen:

§1
Art und Zwcck der Erhebung

(1) Über die Bevölkerung und den Aöeitsmarkt wird
in den Jahren 1985 bis 1990 eine Bundesstatistik auf
repräsentativer Grundlage (Mikrozensus) durchgelührt.

(2) Zweck des Mikrozensus ist es, slatistische Anga-
ben in tieler fachlicher Gliederung über die BevÖlke-
rungsstruktur, die wirtschattliche und soziale Lage der
Bevölkerung und der Familien, den Aöeitsmarkl, die
berutliche Gliederung und Ausbildung der Erwerbsbe'
völkerung sowie die wohnverhältnisse beretzustellen.
Oie Ergebnisse sind Grundlage lür politische Entschei-
dungen in Bund und Ländern.

§2
E tebungseinheiten

(l) Erhebungseinheilen sind Personen, Haushalte
und Wohnungen. Sie werden durch mathematische
Zufallsverlahren auf der Grundlags von Rächen oder
vergleichbarer Bezugsgrößen (Auswahlbezirk) ausge-
wählt.

(2) ln den Auswahlbezirken werden die Erhebungen in
bis zu vier aufeinanderfolgenden Jahren durchgelührt.
Jährlich wird mindestens ein Viertel der Auswahlbezirke
durch neu in die Auswahl einzubeziehende Auswahl-
bezirke ersetzt.

(3) Einen Haushalt bilden alle Personen, die gemein-
sam wohnen und wirtschaften. Wer allein wirtschattet,
bildet einen eigenen Haushalt. Personen mit mehreren
Wohnungen sind in jeder ausgewählten Wohnung einem
Haushalt zuzuordnen.

§3
Merkmale

(1 ) Oer Mikrozensus erhebt Merkmale über p€rsönli-
che und sachliche Verhältnisse, die zur statistischen
Veffiendung bestimmt sind (Erhebungsmerkmale) oder
die, vorbehaltlich der Regelung in § ll Abs. 4, der
Durchführung der Stichprobe dienen (Hiltsmerkmale).

(2) Die Erhebungsmerkmale dürfen auf die lÜr die
maschinelle Weiterueraöeitung bestimmlen Oatenträ-
ger übernommen werden. Hilfsmerkmale dürfen nur
getrennt von den Erhebungsmerkmalen auf gesonderte
f ür die maschinelle Weiterverarbeitung bestrmmte
Oatenträger übernommen werden, soweit sie nach § I 1

Abs.4 oder § 13 Abs.5 verwendet werden dÜrfen.

§4
Ordnungsnummern

Die im Erhebungsverfahren zur Kennzeichnung stati-
slischer Zusammenhänge verwendeten Nummern
(Ordnungsnummem) dürfen aul die lür die maschinelle
Weiterverarbeitung beslimmten Datenkäger übernom-
men werden. Diese Nummem dürfen nur Angaben nach
den §§ 5 und 6 über Gebäude-, Wohnungs- und Haus-
haltszugehörigkeit enthalten.

§5
Erhebungsmerkmale

(1) Folgende Erhebungsmerkmale werden iährlich
ertragt:

1. Gemeinde; Nufzung der Wohnung als alleinige Woh-
nung, Haupt- oder Neb€nwohnung (§ 12 Melde-
rechtsrahmengeselzli Zahl der Haushalte in der
Wohnung und der Personen im Haushalt; Wohnungs-
und Haushallszugehörigkeit sowie Familienzusam-
menhang (Zugehörigkeit der Person zu einer
bestimmten wohnung und einem bestimmten Haus-
halt; Zugehörigkeit zu einer bestimmten Familie: AIt
der Verwandtschaft; Schwägerschaft der Familien-
mitglieder eines Haushalts); Veränderung der Haus-
haltsgrö8e und -zusammensetzung seit der letzten
Betragung durch Geburt, Tod oder Umzug; Baualters-
gruppe der erstmals in die Erhebung einbezogenen
Wohnungen; Geschlecht; Geburtsiahr und -monat:
Familienstand; EheschlieBungsjahI StaatsangehÖ-
rigkeit;

2. Erwerbstätigkeit, Arbeitssuche: Aöeitslosigkeit;
Nichterwerbstätigkeit; Kind im Vorschulaltei Schü-
ler, Student;
a) tur Enflerbstätige:

Regelmäßige oder gelegentliche Tätigkeit; Voll-
zeit- oder Teilzeittätigkeit: Ursachen einschließ-
lich der arbeitsmarktbezogenen Gründe fÜr Teil-
zeittätigkeit befristeter oder unbelristeter
Aöeitsverlrag: normalerweise geleistete
wochentliche Arbeitszeit (nach Stunden und
Tagen) und tatsächlich in der Berichtswoche
geleistete Arbeitszeit (nach Stunden und Tagen)
sowie arbeitsmarktbezogene Gründe und andere
Ursachen tür den Unterschied; Stellung im Beruf:
Wirtschaftszweig des Betriebes; lür Personen mit
einer zweiten Effieöstätigkeit zusätzlich: Stel-
lung im Beruf; Wirtschattszweig des Betriebes;
nomaleMeise geleistete wöchentliche Arbeits-
zeil (nach Stunden und Tagen) und tatsächlich in
der Berichtswoche geleistete Arbeitszeit (nach
Stunden und Tagen);
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b) für Arbeitslose und Arbeitsuche0de:
Bezug von Arbeitslosengeld, -hiife; Art, AnlaB und
Dauer der Arbeitssuche; Art und Umfang der
gesuchten Tätigkeit; Verlügbarkeit für eine neue
Arbeitsstelle; Gründe für die Nichtverfügbarkeit
(Krankheit, A.usbildung, bestehende Tätigkeit und
andere Umstände);

c) tür Nichterwerbstätige:
trühere Erwerbstätigkeit; Zeitpunkt sowie arbeits-
marktbezogene und andere Beendigungsgründe
für die letzte Tätigkeit; Wirtschaftszweig und Stel-
lung im Beruf der letaen Tätigkeit;

d) tür Kinder im Vorschulalten
Besuch Yon Kindergärten;

e) für Schüler und Studenten:
Art der besuchten Schule oder Hochschule;

3. Art des überwiegenden Lebensunterhalts (Enaerbs-
tätigkeit; Arbeitslosengeld, -hilfe; Rente, Pension;
Unterhalt durch Eltern, Ehegatten oder andere; eige-
nes Vermögen, Vermietung, Zinsen, Altenteil; Sozial-
hilfe; sonstige Unterstützungen); Art der ötlentlichen
Flenten, Pensionen untergliedert näch eigener oder
Witwen-, Waisenrente, -pension (Arbeiterrentenver-
sicherung; Knappschaftliche Flentenversicherung;
Angestelltenrentenversicherung; Pension; Kriegs-
opferrente: Unfallversicherung; Rente aus dem Aus-
land; übrige öffentllche Fente); Art der sonstigen
ötlentlichen und privaten Enkommen (Wohngeld:
Sozialhilfe; BAföG; sonslige ötlentliche Unterstüt-
zung; Betriebsrente; Altenteil; eigenes Vermögen,
Znsen: Leistungen aus der Leb€nsversicherung;
Vermietung, Verpachtung: private Unterstützungen);
Höhe des monatlichen Nettoeinkommens nach En-
kommensklassen in einer Stat elung von mindestens
150 Oeutsche Mark:

4. Zugehörigkeit zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach Kassenarten, Zugehörigkeit zur privaten
Krankenversicherung sowie sonstiger Anspruch auf
Krankenversorgung; Art des Versicherungsverhält-
nisses: zusätzlicher privater Krankenversicherungs-
schutz; Art des Versicherungsverhältnisses (ptlicht-,
treiwillig versichert) und Zweig dergesetzlichen Ben-
tenversicherung zur Zeit der Erhebung und in den
letzten zwölt Monaten davo[ Zahlung von Beiträgen
in der gesetzlichen Rentenversicherung seit dem
'1. Januar 1924

mit einem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der Bevölke-
run9;

5. Anzahl der Urlaubs- und Erholungsreisen von ,ünf
und mehr Tagen; Zahl der beteiligten Haushaltsmit-
glieden Beginn und benutztes Verkehrsmittel: bei
Auslandsreisen außerdem: Zielland; bei lnlandsrei-
sen außerdem: Art; Ziel; Dauer und Unterkunftsart

mit einem Auswahlsatz von 0,1 vom Hundert der Bevöl-
kerung.

(2) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 1 985 im
Abstand von zwei Jahren erfragt:
'1. ausgeübter Beruf in der ersten und zweiten oder in

der letzten Eruerbstätigkeit; Merkmale des ausgeüb-
ten Berufs und des Arbeitsplatzes unter besonderer

Berücksichtigung der Anforderungen des Arbeits-
marktes; Stellung im Betrieb; Beruts- und Betriebs-
wechsel;

2.höchster Schulabschluß an allgemeinbitdenden
Schulen; Art, Dauer und Abschtuß der schulischen
und praktischen Berufsausbildung sowie der berufli-
chen Fortbildung und Umschulung; Hochschulab-
schluß nach Art und Haupttachrichtung;

3. bei Ausländern: Aulenthaltsdauer. Zahl und Alter der
im Ausland lebenden Kinder, im Ausland lebender
Ehegatte oder Btern;

4. Art und Größe des Gebäudes mit Wohnraum, NuF
zung der Wohnung als Eigenlümer, Hauptmieter oder
Untermiete[ Eigentumswohnung, Freizeitwohnung;
Einzugsjahr des Haushalts: Ausstattung der Woh-
nung mit Küche, Kochnische, Bad oder Dusche und
WC: Art der Beheizung und der Heizenergie; Fläche
der gesamten Wohnung; Zahl der Räume mit sechs
und mehr qm und der davon untervermieteten oder
gewerblich genutzten Räume; Baualtersgruppe;
Leerstehen der Wohnung;
bei vermieteten Wohnungen außerdem:
Höhe der monatlichen Miete und der Nebenkosten;
Ermäßigung oder Wegfall der Miete: Nutzung als
Oienst-, Werks-, Berufs- oder Geschäftsmietwoh-
nung;
bei Nutzung der Wohnung durch den Eigentümer
außerdem:
Arl und Jahr des Erweös

mit einem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der Bevölke-
rung.

(3) Folgende Erhebungsmerkmale werden im Ab-
stand von drei Jahren erfragt:
1. bei Enverbstätigen sowie Schülern und Studenten:

Gemeinde der Arbeits- oder Ausbildungsstätte;
hauptsächlich benutaes Verkehrsmittel; Entfernung
und Zeitaufwand für den Weg zur Arbeits- oder Aus-
bildunqsstätte

ab 1 985 mit einem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der
Bevölkerung;

2. Dauer einer Krankheit oder Unfallverletzung; Art des
Unlalls; Art und oauer der Behandlung; Dauer einer
Arbeitsunfähigkeit; Vorsorge gegen Krankheiten;
Krankheitsrisiken;

3. amtlich anerkannte Behinderteneigenschaft und
Grad der Behinderung

ab 1986 mit einem Auswahlsatz von 0,5 vom Hundert
der Bevölkerung;

4. Art dei privaten und betrieblichen Altersvorsorge,
Höhe der Lebensversicherung nach Versicherungs-
summenklassen

ab 1 986 mit einem Auswahlsatz von 0,25 vom Hundert
der Bevölkerung.

§6
Hiltsmerkmalo

(1 ) Hilfsmerkmale sind:

1. Vor- und Familiennamen der Haushaltsmitglieder;
2. Telelonnumme[
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3. Straße, Hausnummer, Lage der Wohnung im
Gebäude:

4. Vor- und Familienname des Wohnungsinhabers;
5. Name der Arbeitsstätte.

(2) Das Hilfsmerkmal Name der Arbeitsstätte nach
Absatz 1 Nr. 5 darf nur zur Überprüfung der Zuordnung
der Erwerbstätigen zum Wirtschattszweig verwendet
werden.

§7
Erhebungsstellen

Erhebungsstellen für den Mikroszensus sind die sta-
tistischen Amter der Länder.

§8
lntediewet

(1) Für die Erhebung sollen lnterviewer eingesetzt
werden. Sie sind von den Erhebungsstellen auszuwäh-
len und zu bestellen.

(2) Die Interviewer dürfen die aus der lnterviewertätig-
keit gewonnenen &kenntnisse über Auskunftsptlich-
tige nicht in anderen Verlahren oder lür andere Zwecke
verwenden. Sie sind auf die Wahrung des Statistikge-
heimnisse§ und zur Geheimhaltung auch solcher
ükenntnisse über Auskunftspflichtige schritttich zu ver-
pflichten, die gelegentlich der lnterviewerlätigkeit
gewonnen werden. Die Verptlichtung gilt auch nach
Beendigung der lnteruiewertäligkeit.

(3) Die lnteruiewer müssen die Gewähr für Zuverläs-
sigkeit und Verschwiegenheit bieten. Sie dür{en nicht
eingeseta werden
f. in der unmittelbaren Nähe ihrer Wohnung (Nachbar-

schaft),
2. wenn aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit oder aus

anderen Gründen zu besorgen ist, daß Erkenntnisse
aus der lnterviewertätigkeit zu Lasten der Auskuntts-
pflichtigen genutzt werden.

(4) Oie lnteruiewer sind verpflichtet, die Anweisungen
der Erhebungsstellen zu befolgen. Bei der Ausübung
ihrer lnterviewertätlgkeit haben sich die lnieruiewer aus-
zuweisen; Wohnungen dürfen sie nur mit Zustimmung
eines Verfügungsberechtigten betreten.

(5) Oie hterviewer sind berechtigt, in die Erhebungs-
vordrucke, soweit sie Voraussetzung für die ordnungs-
gemäße Ourchführung der lnterviewertätigkeit sind, die
Angaben über die Zahl der Haushalte in der Wohnung
und der Personen im Haushalt, das Leerstehen der
Wohnung, den Vor- und Familiennamen des angetrotfe-
nen Auskunftspflichtigen (§ 6 Abs. I Nr. 1) sowie die
Hilfsmerkmale nach § 6 Abs. I Nr.3 selbst einzutragen.
Dies gilt auch tür weitere Entragungen in die Erhe-
bungsvordrucke, wenn und soweit die Auskunftsptlich-
tigen einverstanden sind.

(B) Die lnteruiewer sind über ihre Flechte und pflichten
zu belehren.

§s
Auskunttspflicht

(1 ) Auskuntlspllichtig sind
1. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, Abs. 2

Nr. 1 bis 3 und Abs. 3 Nr. 1, 3 und 4 sowie nach § 6
Abs. 1 Nr. 1 , 3 und 5 alle Volljährigen oder einen eige-
nen Haushalt lührenden Minderjährigen, auch für
minderjährige Haushaltsmitglieder. Für volljährige
Haushaltsmitglieder, die wegen einer Behinderung
selbst nicht Auskuntl geben können, ist jedes andere
auskunftspllichtige Haushaltsmitglied auskunfts-
pflichtig. ln Gemeinschafts- und Anstaltsunterkünf-
ten ist lür Personen, die wegen einer Behinderung
oder wegen Minderjährigkeit selbst nicht Auskuntt
geben können, der Leiter der Enrichtung auskunfts-
pflichtig. Oie Auskunftspf,icht rür Dritte erstreckt sich
aut die Sachverhalte, die dem Auskunftspflichtigen
bekannt sind. Sie entlällt, wenn die Auskünfte durch
eine Vertrauensperson erteilt werden;

2. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 und § 6
Abs. 1 Nr. 4 die Wohnungsinhaber, ersatzweise die
nach Nr. 1 Auskunttsprlichtigen.
(2) Personen mit mehreren Wohnungen sind für jede

ausgewählte Wohnung auskunftspflichtig nach Ab-
satr 1 Nr. I und 2.

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die
Autlorderung zur Auskunftserteilung nach Absätzen 1

und 2 haben keine aulschiebende Wirkung.
(4) OieAuskünfte überdas Merkmal Eheschließungs-

iahr in § 5 Abs. 1 Nr. 1 sowie die Merkmale nach s 5
Abs. 1 Nr. 5, Abs. 3 Nr. 2 und § 6 Abs. 1 Nr. 2 sind trei-
willig.

§10
Erhebungsvordrucks

(l) Oie Erhebungsvordrucke können maschinenles-
bar gestaltet werden. Sie dürlen keine Fragen über per-
sönliche oder sachliche Verhältnisse enthallen, die über
die Merkmale nach den §§ 5 und 6 hinausgehen. Oen
lnhalt der Fragen zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5
legl die Bundesregierung durch Bechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates fest.

(2) Die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fra-
gen können mündlich gegenüber dem lnterviewer oder
schrift lich beantwortet werden.

(3) Oer Auskunftspflichtige kann die in den Erhe-
bungsvordrucken enthaltenen Fragen gemeinsam mit
anderen Haushaltsmitgliedem oder.für sich allein aut
einem eigenen Bogen beantworten.

(4) Bei schriftlicher Auskunttserteilung sind die aus-
gefüllten Erhebungsvordrucke
a) unvezüglich dem lnterviewer auszuhändigen oder in

verschlossenem Umschlag zu übergeben oder
b) innerhalb einer Woche bei der Erhebungsstelle abzu-

geben oder dorthin aul Kosten des Auskuntlspflich-
tigen zu übersenden.

Bei Abgabe in verschlossenem Umschlag sind Vor- und
Familienname, Gemeinde, Straße und Hausnummer auf
dem Umschlag anzugeben. Bei Abgabe von Erhebungs-
vordrucken lür mehrere Personen eines Haushalts in
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verschlossenem Umschlag genügen auf dem Umschlag
die Angaben eines auskunftspllichtigen Haushaltsmit-
gliedes.

(5) Zur ordnungsgemäBen Durchführung der lnter-
viewertätigkeit slnd die Angaben nach § I Abs. 5 Satz 1

auf Verlangen des lnterviewers mündlich, die Vor- und
Familiennamen der übrigen Haushaltsmitglieder (§ 6
Abs. 1 Nr. l) sowie der Vor- und Familienname des
Wohnungsinhabers (§ 6 Abs. 1 Nr,4) mündlich oder ent-
sprechend Absatz 4 schriftlich mitzuteilen.

§ 11

Trennung un«l Löschung

(1) Oie Hiltsmerkmale nach § 6 sind vor der Über-
nahme der Erhebungsmerkmale aut di€ lür die maschi-
nelle Weiterverarbeitung bestimmten Oatenträger von
diesen zu trennen und gesondert aukubewahren.

(2) Die Erhebungsvordruck6 einschlieBlich der Hilfs-
merkmale sind spälestens vier Jahre nach Durchfüh-
rung des jährlichen Mikrozensus zu vemichten.

(3) Oie Ordnungsnummern sind mit Ausnahme der
Nummer des Auswahlbezirkes zu löschen, sobald die
Zusammenhänge zwischen Personen und Haushalt
sowi€ Haushalt und Wohnung durch Nummem; die
ein€n Fückgritf aul die Hilfsmerkmale und Ordnungs-
nummem ausschlie8en, lestgehalten worden sind. Die
Nummerdes Auswahlbezirks ist nach Abschluß der Aul-
bereilung der letAen Erhebung nach § 2 Abs. 2 zu
löschen.

(4) Vor- und Familienname sowie Gemeinde, Straße,
Hausnummer der belragten Personen dürfen lür die
Durchführung von Folgebefragungen nach § 2 Abs. 2
veMendet werden. Sie dürfen auch als Grundlage für
die Gewinnung geeigneter Haushalte zur Durchtührung
der Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater Haus-
halte herangezogen werden.

§ t2
Unterrichtung

Die Auskunftspflichtigen sind schrittlich zu unterrich-
ten über
1. Zweck, Art und Umfang der Erh€bung (§ l),
2. Erhebungs- und Hilfsmerkmale (§ 3 Abs. 1),

3- die statistische Geheimhaltung,
4. die Auskunftspflicht und die verschiedenen Möglich-

keiten, ihr zu entsprechen (§ I Abs. 1 und 2, § 10)
und die Freiwilligkeit der Auskunftserleilung (§ I
Abs. 4),

5. den Ausschlu8 der aufschiebenden Wirkung von
Widerspruch und Antechtungsklage gegen die Aul-
forderung zur Auskuntlserteilung (§ I Abs. 3),

6. Trennung und Löschung (§ 1 1) und

7. Rechte und Pllichten der lnterviewer (§§ 8, 10
Abs. 5).

§ 13
Testerhebungen mit lreiwilliger.Auskudtserteilung

( 1 ) Zur Prüfung, ob in künttigen Mikrozensuserhebun-
gen ganz oder teilweise aul die Auskunftspflicht ver-

zichtet werden kann, werden zusätzlich in den Jahren
r985 bis 1987 Testerhebungen mit lreiwilliger Aus-
kunftserteilung im Rahmen der Erhebungsmerkmale
des § 5 mit einem Auswahlsatz bis zu 0,25 vom Hundert
der Bevölkerung durchgef ührl.

(2) Den Testerhebungen sind altemative Verfahren
zugrunde zu legen. Hieöei dürlen über die Hillsmerk-
male nach § 6 hinaus weitere nicht personenbezogene
Merkmale erlaBt werden, die der Ourchlührung der
Testerh€bungen einschlieOlich ihrer methodischen
Auswertung dienen.

(3) Bei der Festlegung der altemaliven Verfahren
nach Absats 2 und der methodischen Auswertung der
Testerhebungen wirkt ein wissenschaft licher Beirat mit.
Oer Beirat seta sich zusammen aus zwei Hochschul-
lehrem aut dem Gebiet der Statistik und zwei Vertretem
derSoziallorschung. Der Beirat wird vom Bundesmini-
ster des lnnem auf Vorschlag des Vorstandes der Deut-
schen Stalistischen Ges€llschaft berufen. 0ie Tätigkeit
im Beirat ist ehrenamtlich.

(4) Für die Durchfährung der Testerhebungen ein-
schließlich ihrer melhodischen Auswertungen übermit-
teln die Meldebehörden den Erhebungsstellen aul Ver-
langen die Oaten der Enwohner, die in den auf der
Grundlage der Zufallsvertahren nach § 2 Abs. 1 Satr 2
ausgewählten Gebäuden wohnen:
1. vor- und Familiennamo,

2. Tag der Geburt,

3. Geschlecht,
4. Staatsangehörigkeit,
5. Familienstand.

(5) Die Merkmale nach den Absäfzen 1, 2 und 4 sowie
die bei den Testerhebungen zur Kennzeichnung statisti-
scher Zusammenhänge v€nyendeten Nummem (Ord-
nungsnummern)-dürfen mit Ausnahme der oaten nach
Absatz 4 Nr. 1 und Hillsmerkmale nach § 6 au, die lür die
maschinelle Weiterveraöeitung bestimmten Datenträ-
ger übemommen werden. Oie Ordnungsnummern ein-
schließlich der Nummer des Auswahlbezirks und die
Merkmale nach Absatz 2 Satz 2 sind, soweit sie einen
Rückgritf aut die Hilfsmerkmale ermöglichen, späte-
slens am 31. Dezember 1990 zu löschen.

(8) Die Oaten nach Absatz 4 Nr. 1 und Hillsmerkmale
nach § 6 sind gesondert aufuubewahren. Die Daten und
Hilfsmerkmale sowie die Erhebungsvordrucke sind spä-
testens zwei Jahre nach Aulbereitung der letzten Erh€'
bung nach Absatz 1 zu vemichten.

(7) Zu untenichton ist über Zweck, Art und Umrang
der Testerhebung, di€ statislische Geheimhaltung
sowie über die Löschung und Vemichtung nach den
Absätzen 5 und 6.

(8) Ergebnisse derTesterhebungen, nach denen ganz
oder teilweise aul die Auskunftspflicht verzjchtet wer-
den kann, sind unverzüglich zu berücksichtigen. Oie
Bundesregierung wird ermächti9t, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates, unbeschadet
der Geltung dieses Gesetzes, die Merkmale nach § I
Abs. 4 zu erweitern, für di6 die Auskünfte treiwillig sind.



22

§ 14

Stichprobenerhebungen über Arbeitskräft e
in den Europäischen Gemeinschaflen

(1) Die §§ 2 bis 12 und 15 finden entsprechende
Anwendung auf die durch unmittelbar geltende Flechts-
akte der Europäischen Gemeinschaften angeordneten
Stichprobenerhebungen über Arbeitskräfle, soweit die
Merkmale dieses Gesetzes mit den Merkmalen der
Stlchprobenerhebungen übereinstimmen und sich aus
den Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaflen
nichts anderes ergibt. Dio Merkmale in der Fassung des
Artikels 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3530/84 des
Rates vom 1 3. Oezember 1 984 zur Durchführung einer
Stichprobenerhebung über Arbeitskrätte im Frühjahr
1 985 (Amtsbl. der EG Nr. L 330/1 ) sind auch insoweit,
als sie über die Merkmale dieses Gesetzes hinausge-
hen, den Merkmalefl nach § 5 Abs. 1 gteichgesteilt.

(2) Soweit Merkmal€ der Stichprobenerhebungen
über Arbeitskräfte die Merkmale nach Absatz 1 über-
schreiten, sind die Ausküntte heiwittig. Oie ss 2 bis 12
und 1 5 finden mit Ausnahme der Vorschriften über die
Auskunttserteilung entsprechende Anwendung.

(3) Die Erhebungen nach diesem Gesetz und die
Stichprobenerhebungen nach den Absätzen 1 und z
können bei den ausgewählten Haushalten und perso-
nen zur gleichen Zeit mit gemeinsamen, sich ergänzen-
den Erhebungsuntedagen durchgerührt und gemeinsam
ausgewertet werden.

§ 15

Varbot der Reidenlifi zierung
(1 ) Die aul Grund dieses Gesetzes erhobenen Merk-

male dienen ausschlieBlich statistischen Zwecken.

(2) Eine Zusammenführung von Merkmalen nach
Absatz 1 oder von solchen Merkmalen mit oaten aus
anderen statistischen Erhebungen zum Zweck der Her-
stellung eines Personenbezugs auBerhalb der statisti-
schen Aufgabenstellung dieses Gesetzes ist untersagt-

§ 16

Strafuorschrift

Wer entgegen § 1 5 Abs. 2, auch in Verbindung mit
§ 14 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2, Merkmate oder
Oaten zusammenführt, sobald die Merkmale nach § l 5
Abs. 1 auf für maschinelle Weiteruerarbeitung be-
stimmte Oatenträger übernommen worden sind, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
bestrafl.

§ 17

Eerlin-Klausel

Oieses_Gesetz gilt nach Maßgabe des § 1 3 Abs. 1 des
Oritten Uberleitungsgesetzes auch im Land Berlin.
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des
0ritten Uberleitungsgesetzes.

§ 18

lnkrattlreten

Oieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kratt. Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Ourchfüh-
rung einer Repräsentativslatistik der 8evölkerung und
des Eruerbslebens vom 21- Februar 1983 (8GBl. I

S. 20'l ) außer Kraft.

Oas vorstehende Gesetz wird hiermit ausgeferligt und
wird im Eundesgesetzbtatt verkündet.

Bonn, den 10. Juni 1985

Oer BundesOräSident
Weizsäcker

Oer Bundeskanzler
Or. Helmut Koht

Der Eundesminister des lnnern
Or. Zimmermann
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Gesetz
zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung einer Repräsentativstatistik

über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkit (Mikrozensusgesetz)
und des Gesetzes über die Statistik lür Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz)

Vom 17. Dezember 1990

(BGB[ I, S 2837)

Der Bundestag hal mit Zustimmung des Bundesrates
das .lolgende Gesetz beschlossen:

Artlkel 1

Oas GeseE ar Ourchlührung einer Repräsentativ-
slatistik über die 8€völkerung und den Aö€itsmarK
(MikrozensusgeseE) vom 10. Juni 1985 (8GBl. I S.955)
wird wie lolgt geändert:

§ 1 wird wie lolgt geänderl:

a) ln Absatr 1 werdon di€ Jahresahlen "1985 bis
1990" durch "199'l bis 1995" eEetzt-

b) Absatr 2 Satr'l erhält tolgende Fassung:

,Zwtrk des Mikozensus ist es, staÜstisch€ Anga-
ben in tieler tachlicher Gliederung über di€ B€völke-
rungsstruhur, die wirlschaftliche und soziale Lage
der Bevölkerung und der Familien, den Aö€itsmarkl
sowie die berulliche Gliederung und Ausbildung der
Emerbsbevölkerung boreilzuslellen."

2. ln § 3 Abs. 2 wird ,,oder § 13 Abs- 5" gestrichen.

3. § 5 wird wie lolgt geändert:

a) ln Absatr 'l Nr. 3 wird dig Zahl "150" durch ,,300"
ersetzt.

b) ln AbsaE 1 Nr. 4 wird hinter den worttr "1 vom
Hundert der Bevölkerung" d6 Semikdm durch
einen Punh erseEl, Absatr I Nr. 5 wird gestrichen.

c) ln Absatr 2 wird im Einleitungssatz die Jahreszahl

"1985' durch,.1991' e6etrt.
d) ln Absatr 2 Nr. 3 wird nach dem Worl ..Atem" das

Semikolon geslrichen.

e) Absatz 2 Nr. 4 wird gestrichen.

0 ln Abstr 3 Nr. 1 wird die Jahreszahl "l985" durch
-1991" €6etzt.

9) ln Absatr 3 Nr. 3 und 4 wird die Jahreszahl ,.1986"
ieweils durch ,,1992" ersetzl.

4. § 9 wird wie folgl geändert:

a) ln AbsaE I wird die Nummembezeichnung l 9e-
strichen und Satz I wie lolgt gelaßt:

,Auskunftspflichtig sind zu den Merkmalen nach § 5
Abs. 1 Nr. 1 bis 4, Abs. 2 Nr. 1 sowie nach § 6 Abs. 1

Nr. 1, 3 bis 5 alle volliährigen oder einen eigenen
Haushalt ,ührenden Minderjährigen, auch lür min-
d6rjährige Haushallsmitglieder.";
in Sats 5 wird das Semikolon durch einen Punkt
6rsetzl.

b) Nummer 2 wird gestrichen.

c) ln Absatr.2 sind die Worte "Nr. I und 2" zu strei-
chen.

d) Absatz 4 srhält folg€nde Fassung:

"(4) Die Ausküntte über die Merkmale Eheschli}
ßungslahr in § 5 Abs- 1 Nr. 'l und zusätzlicher
privater Krankenveßicherungsschulz in § 5 Abs. 1

Nr. 4 sowie die Merkmale nach § 5 Abs. 2 Nr. 2 und
3, Abs. 3 uM § 6 Abs. 'l Nr. 2 sind lreiwillig."

5. § 13 wird gestrichen.

6. ln § 14 Abs. 1 SaE 2 werden die Worte -der Verord-
nung (EWG) Nr. 353CY&4 des Rales vom 13. Dez€mber
1984 zur Ourchführung einer Stichprobenerhebung
über Arbeitskrälte im Frühiahr 1985 (Amtsbl. der EG
Nr. L 330/l )" durch die worte ,,der Verordnung (EwG)
Nr. 3044/89 des Rates vom 6. Oktober 1989 zur Ourci-
lührung einer Stichprobenerhebung über Aöeitskälle
im Frühjahr 1990 und 199'l (ABl- EG Nr. L 2922)"
erseEt.

7. Es wird tolgender § l6a neu eingefügt:

,.§ 15a

§§ 23 und 24 des BundesstatislikgeseEes vom
2.Jan!{ 1987 (BGBI. I S. 452, 565) linden (eine
AnwBndung."

Artikel 3

Oieses Gesetz tritt am 1. Januar 1991 in Kraft.

Oas voßlehende Gesetz wird hiemit ausgefertigt und
wird im Bundesgesetrblatt verkündet.

Bonn, den 17. Oezembe|1990

Der Bundespräsident
weizsäcker

Oer Bundeskanzler
Dr. H6lmut Kohl

Oer Bundesminisler des lnnern
Schäuble
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Verordnung
zur Durchführung einer Bepräsentativstatistik über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt

(M ik.orensusvsrordnung)
Vom 14. Juni 1985

1

1.1

1.2

Aul Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensus-
geselzes vom 10. Juni 1985 (BGBI. I S.955) verordnet
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1
Zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5 Abs. 1, 2 und

3 des Mikrozensusgesetzes wird der lnhalt der Fragen
wie lolgt festgelegl:

burg: Marokko: Niederlande; Norwegen: Oster-
reich: Polen; Porlugal: Schwecjen: Schweiz:
Spanien: Tschechoslowakei; Türkei: Tunesien:
Ungarn; Vereinigte Staaten von Amerika (USA):
übriges Ausland (einschließlich sonstige britr-
sche Staatsangehörigkeit); staatenlos.

2 Zu§5Abs.1Nr.2
2.1 Emerbs- oder Berutstätigkeit in der Berichls-

woche:

regelmäßig; gelegentlrch; nrcht erwerbs- oder
berufstäti9:

2.1.1 Füt Eruerbstätige:
a) Tätigkeit: Vollzeit; Terlzeit:

b) Gr!nde lür Teilzeittätigkeit:
Schulausbildung oder Sonstige Aus- und Fon-
bildung: Krankheil. Unlallfolgen: Vollzeittäti9-
keit nicht zu linden: Vollzeittätigkeit nicnt
gewünscht; sonstiges:

c) Arbeitsvertrag: befristet; nicht belristet:
d) Zahl der nomaleeerse je Woche geleisteten

Arbeitsstunden und -ta9e;

e) Zahl der tatsächlich geleisieten Arbeitsstun-
den und -tage in der Berichtswoche;

0 Grund für den Unterschied zwischen tatsäch-
lich und normalemeise geleisteter Arb€rtszeit:
Krankheit. Kur. Heilstätlenbehandlung: Ar-
beitsschutzbestimmungen, auch Mutter-
schaft Urlaub, Dienstbefreiung; Arbeitsstrei-
ligkeiten; Schlechtwetlerlage: K-rzarbeit;
Aufhahme einer Tätigkeit in der Berichtswo-
che; Beendigung einer Tätigkeit in der Be.
richtswoche: Arbeitsstunden zu anderen Ter-
minen geleistet (auch gleitende Arb€itszeit);
Teilnahme an Schulausbildung, Aus- und
Fortbildung außerhalb des Eetrieb€s: Feier-
tag; sonstige Gründe bei geringerer Arbeits-
zeit; Ausgleich lür zu wenig geleistete Arberts-
stunden zu anderen Terminen (auch glertende
Arbeitszeit): Überstunden: sonstige Gründe
bei höherer Aöeitszert:

9) Stellung im Beruf:
Selbständiger ohne Beschäfl igte: Setbs!änci.
ger mil Eeschättigten. mithelfender Famrl:en-
angehörigel: Mitheltender in einem vom Haus-
halt selbstbewirtschatteten landwirtschaftli-
chen Betrieb; Beamier, Flichtet Angsstelttet
Arb€iter, Heimarbertel: kaulm./techn. Auszu-
bildendec Aewerblich Auszubildenoer: Zert-l
Berufssoldat (einschließlich BGS und Bereit-
schafts@lizei); GrunGwehr- und Zjvildrenstler-
stendeE

h) Wirlschaftszweig des Betrieb€s, der Fite
usw.;

Zu§5Abs.lNr.1
Gemeindename:

Hauptwohnung; Vorhandensein einer weiteren
Wohnung in der Bundesrepublik Oeutschland
einschließlich Bedin (West);

Zahl d€r Haushalte in der Wohnung;

Zahl der Personen im Haushalt:

Angabe der Zugehörigkeit der Person zur ausge-
wählten Wohnung;

Angabe der ZugeForigkeit der Person zum aus-
gewählten Haushalt;

Geschlecht:
männlich: weiblich:

Geburtsjahc

Geburtsmonat:
Januar-Mai; JunLoezemb€6

Familienstand:
ledig; verheiratet; verwitwet; geschieden;

Eheschließungsjahr der ietzigen bzw. letzten Ehe:

Staatsangehörigkeit (Land) :

Oeutsch; Algerien: Belgien: Oänemark: Frank-
reichi Grie€henland: Großbritannien und Nordir-
land; ldand (Rep.): ttalien: Jugostawien: Luxem-

1.3

1.4

1.5

1.6

1.7 mit der ersten Person in der Erhebungsliste (bzw.
dessen Ehegatte) verwandt oder verschwägert:
Ehegatte: (Schwieger-) Sohn/-Tochte,: Enkel,
Urenkel; Vater, Muttec Großvater, -munen son-
stige verwandle oder verschwägerle Person:
nicht ventrandt oder verschwägert:

1.8 Veränderung des Haushalts seit der tetzten
Eetragung durch:
GeErurt: Zuzug: Tod: Fortzug;

1.9 BaualtersgrupEle der Wohnung (soweit erstmals
in die Erhebung einb€zogen):

vor 1972; 1972 oder spätec

1.10

'1.11

1'.12

1 .13

1.14

1.15



2.1.2 Für Personen mit einer zweiten Eruerbstätigkeit
zusätzlich Angaben zur zweiten Erwerbstätigkeit:
a) Stellun0 im 8eruf:

Selbständiger ohne Beschäft igle; Selbständi-
ger mit Beschäfligten; mithelfender Familien-
angehöri9e6 Beamter, Ricbtec Angestelltec
.Arbeiter, Heimaöeiten kaufm./te€hn. Auszu-
bildende[ gewerblich Auszubildende6 Zeit-l
Berutssoldat (einschließlich BGS und Bereit-
schattspolizei);

b) Wirtschattszweig des Eetriebes, der Firma
usw.;

c) Zahl der normalemeise je Woche geleisteten
Aöeitsstunden und -tage;

d) Zahl der tatsächlich geleisteten Arbeitsstun-
den und -tage in der Berichtswoche:

2.1.3 Füt Aöeitslose und Aöeitssuchende:
a) Bezugvon Arbeitslosengeld/-hilfe:

arbeitslos mit Arbeitslosengeld/-hilfe; aöeits-
los ohne Arbeitslosengeld/-hille; nicht
arbeitslos;

b) Arbeitssuche als Nichterwerbstätigen
nach Entlassung; eigener Kündigung; freiwilli-
ger Unteörechung; Ubergang in den Ruhe
stanC sonstiges; nicht arbeitssuchend;
Arbeitssuche als Erueöstätigen
wegen bevorstehenden Verlusts oder Beendi-
gung der gegenwärtigen Tätigkeit: z. Z. nur
Ubergangstätigkeit; Suche nach 2. Tätigkeit;
bessere Aöeitsbedingungen gesucht sonsti-
ges; nicht aöeitssuchend;

c) Arbeitssuche (2. Z. bzw. in den letzten vier
Wochen) durch:
Aöeitsamt: private Vermittlung; Aufgabe von
lnseraten; Eeweöung auf lnserate; direkte
Bewerbung; persönliche Verbindung; sonsti-
ges; Suche noch nicht aulgenommen: Suche
abgeschlossen (Aöeitsaufnahme in Küae);

d) Arö€itssuche seit:
weniger als I Monat; 1 bis unter 3 Monaten;
3 bis unter 6 Monaten; yr bis unter 1 Jah[
1 bis unter 1 7z Jahren; 1 % bis unter 2 Jahren;
2 und mehr Jahren;

e) Art der gesuchten Tätigkeit:
iatigteit ats setbständiger
Tätigkeit als Aöeitnehmer
nur Vollzeittätigkeit; nur Teilzeittätigkeit; Voll-
zeittätigkeit gegebenentalls Teilzeittätigkeit;
Teilzeittätigkeit gegebenentalls vollzeittätig-
keit; sonstiges;

f) verlügbar lür eine neue Tätigkeit innerhalb von
zwei Wochen:
verfügbac
nicht verfügbar wegen:
Krankheit: Ausbildung; noch bestehender
Tätigkeit: sonstiges;
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2.1.4 Füt Nichterweöstätige:

a) Frühere Enaerbstätigkeit:
erweöstätig gewesen; noch nie erweöstätig
gewesen;

b) Eeendigung der fruheren Emerbstätigkeit vor
. weniger als 1 Monat; I bis unter 3 Monaten: 3

bis unter 5 Monaten; % bis unter 1 Jah[ 1 bis
unler 1 y2 Jahren; I % bis unter 2 Jahren; 2 bis
unter 3 Jahren; 3 und mehr Jahren:

c) bei Beendigung einer früheren Tätigkeit in den
letzten drei Jahren:

wichtigster Grund lür die Beendigung der letz-
ten Tätigkeit:
Entlassung: belristeter Arbeitsvertrag: Kündi-
gung; Ruhestand voeeitig nach Vom:he.
standsregelung oder Arbeitslosigkeit; Ruhe-
stand aus gesundheitlichen Grunden: Ruhir
stand aus Alters- und sonstigen Gründen;
Wehr-fZivildiensU persönliche Gründe (auch
Studium); sonstiges;

d) Wirtschaftszweig der lefzten Tätigkeit
e) Stellung im Berut der letzten Tätigkeit:

Selbständiger ohne Beschättigte: Selbständi-
ger mit Beschäftigten: mithellender Familien-
angehörige[ Beamter, Hichtec Angestelltet:
Arbeiter, Heimaöeiter; kaufm.-/techn. Aus-
zubildender; gewerblich Auszubildender;
Zeit-lBerutssoldat (einschließlich BGS und
Eereitschaftspolizei): Grundwehr- und Zivil-
dienslleistenden

2.2 Für Kinder im Vorschulalter und lür Schüler und
Studenten:
Besuch von:

Kindergarten/-hort: Grund., Haupt-, Volksschule:
Real-/Berufsaubauschule; Gymnasium/Fach-
ob€rschule; lntegrierte Gesamtschule; Beruf s-
tachschule, Berufsgrundbildungs-, Berutsvoöe-
reitungsjahc Fachschule: Fachhochschule;
Hochschule: Berulsschule.

3 Zu§5Abe.lHr.3
3.1 ÜbenruiegenderLebensunterhalt:

Ewerbs-/Berurstätigkeit; Aö€itslosengeld/
-hilfe: Rente, Pension: Unterhalt durch Eltern,
Ehegatte oder andere Angehörige; eigenes Ver-
mögen, Vermietung, Znsen, Altenteil; Sozialhille:
sonstige Unterstützungen (2. B. BAföG):

3.2 Art der öffentlichen Rente, Pension, u. ä.:

3.2.1 ersta und ggt. zweite eigene (Versicherten-)
Rente, Pension u. ä.:

Aöeitenentenversicherung: Knappschattliche
Rentenversicherung; Angestelltenrentenversi-
cherung; öttentliche Pension; Kriegsopferente:
Unlallversicherung; Rente aus dem Ausland;
übrige öftentiiche Bente;



3.2.2

3.3

3.4
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erste und ggf. zweite Witwen-, Waisenrente,
-pension u. ä.:

Arbeiterrentenversicherung; Knappschattliche
Flentenversicherung; Angestelltenrentenversi-
cherung: ötfentliche Pension; Kriegsopferente;
Unfallversicherung; Rente aus dem Ausland;
übrige öffentliche Bente;

Art der sonstigen öflentlichen und privaten Ein-
kommen:

Wohngeld; Sozialhilfe; 8AföG; sonstige öttentli-
che Unterstützungen; Betriebsrente; Altenteil;
eigenes Vermögen, Zinsen; Leistungen aus der
Lebensversicherung: Vemietung, Verpachtung;
private Unterstützungen;

Höhe des monatlichen Nettoeinkommens:
unter 3OO,- DM; 300,- bis unter 450,- OM; 450,-
bis unter 600,-DM; 600,- bis unter 800,-DM;
800,- bis unter 1 000,-DM; t 0OO,- bis unter
1200,-OM; 1200,- bis unter 1400,-DM;
1 400,- bis unter 1 600,-DM; 1 600,- bis unter
1 800,- OM; 1 800,- bis unter 2 0OO,- DM;
2 000,- bis unter 2 200,- DM: 2 200,- bis unter
2 500,- OM; 2 500,- bis unter 3 000,- DM;
3000,- bis unter 3 500,-OM: 3 50O,- bis unter
4000,-DM; 4000,- bis unter 45OO,-DM;
4 500,- bis unter 5 000,- OM; 5 0OO,- und mehr
DM: alle mithellenden Familienangehörigen bzw.
selbständiger Landwirt; kein Einkommen.

gesetzliche Rentenversicherung:

in der Berichtswoche ptlichtversichert:

in der Arbeiterrentenversicherung: in der Knapp-
schaftlichen Rentenversicherung; in der Ange-
stelltenrentenversicherung; in der Eerichtswoche
nicht pflichtversichert;

in den letzten 1 2 Monaten vor der Berichtswoche
pflichtversichert:

in der Aöeitenentenversicherung: in der KnapB-
schatllichen Rentenversicherungt in der Ange'
stelltenrentenversicherung; in den letzten I 2
Monaten vor der Berichtswoche nicht pflichtver-
sichert;

4.4.3 in den letrlen 1 2 Monaten vor der Berichtswoche
' keiwilligversichert:

in der Arbeiterrentenversicherung: in der Knapp
schattlichen Rentenversicherung: in der Ange-
stelltenrentenversicherung: in den letzten 12
Monaten vor der Berichtswoche nicht treiwillig

' versichert:
4.4,4 sonstige Zahlung von Beiträgen seit dem

1. Januat 1924.
in der Aöeiterentenversicherung; in der Knapp-
schaftlichen Flentenversicherung; in der Ange-
stelltenrentenversicherung; in der Handwerker-

.Versicherung: keine sonstige Beitragszahlungen.

6 Zu§5Abs.2Nr.l
6.1 Ausgeübter Beruf in der ersten und zweiten

Emerbstätigkeit, für Nichteffierbstätige in der
letzten Eruerbstätigkeit:

6.2 überuieEendausgeübteTätigkeit:
technische Anlagen steuern, bedienen, einrich-
ten oder warlen; Anbeuen, Züchten, Hegen,
Gewinnen/Abbauen/Fördern, Verarbeiten/ gear-
beiten, Kochen, Bauen/Ausbauen, lnstallieren,
Montieren; Reparieren, Ausbessern, Restaurie_
ren, Erneuern; Kaufen/Verkaufen, Kassleren,
Vermitteln, Kunden beraten, Veihandeln, Wer-
ben; Schreibaöeiten/Schriftwechsel, Formular-
arbeiten, Kalkulieren/Berechnen, Buchen, pro_
grammieren, Arbeiten am Terminal, Bildschirm:
Analysieren, Messen/prüfen, Erproben, For-
schen, Planen, Konstruieren, Enlwerten/Gestal-
ten, Zeichnen; Oisponieren, Koordinieren, Orga_
nisieren, Führen/Leiten, Management: Bewirten,
Beherbergen, Bügeln, Reinigen/Abfall beseitigen,
Packen, Verladen, Transportieren/Zustellen,
Sortieren/Ablegen, Fahrzeug steuem; Sichern,
Eewachen, Gesetze/Vorschritten anwenden/
auslegen, Beurkunden; ErIiehen/Lehren/
Ausbilden, Eeratend helfen, pflegen/Versorgen,
Medizinisch/Kosmetisch behandeln. pubtizieien,
UnterhaJten, Vortragen, lnformieren;

6.3 Betriebsabteilung,Werksabteitung:
Fertigung, Produktion, Montage; lnslandhaltung,
Reparatur, Betriebsmittelerstellung; Arbeitsvoi-
bereitung/-organisation, Kontrolle, prüfungen;
Entwicklung, Konstruktion, Forschung, Design,
Musterbau; Materialwirlschaft/-ausgabe, Be_

4.4
4.4.1

4.4.2

4 2u§5Abs.1Nr.4
4-1 Krankenversicherung,-versorgung:

Ortskrankenkasse; Betriebskrankenkasse (ein-
schließlich der der Deutschen Bundesbahn, der
Oeutschen Bundespost und des Bundesver-
kehrsministeriums), See-Krankenkasse; ln-
nungskrankenkasse; Bundesknappschatt; Er-
satzkasse; Landwirtschaftliche Krankenkasse;
ausländische Krankenkasse und Sozialversiche.
rung Berlin (Ost); private Krankenversicherung;
Anspruch auf Krankenversorgung als Sozialhil-
leempfänger, als Kriegsschadenrentner oder
Empfänger von Unterhaltshilfe aus dem Lasten-
ausgleich, lreie Heilfürsorge der Polizei, Bundes-
wehr und Zivildienstleistenden:

4.2 Versicherungsverhältnis:
selbstversichert:
pf lichtversichert: lreiwillig,versicherl: als Rentner
versichert; Anspruch aut Krankenversorgung als
Sozialhilleempf änger, als Kriegsschadenrentner
oder Emplänger von Unterhaltshilfe aus dem
Lastenausgleich; Heilfürsorgo der Polizei, Bun-
deswehr und Zivildienstleistenden;
mitversichert bei:

Pflichtversichertem: freiwillig Versichertem; als
Rentner Versichertem;

4.3 zusätzlicher privater Krankenversicherungs-
schutz:
vorhanden; nicht vorhandeß;
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schaffung, Lager, Einkauf; Verkauf, Absatz, Mar-
keting, Kundenbetreuung, Werbung, PR; Finan-
zierung, Rechnungs-/Rechtswesen, Datenverar-
beitung, Statistik, Schreibdienst, Auftragsbear-
beitung, Sachverwaltung; Personalwesen, Aus-
bildung, Medizinische Eetreuung, Sozialpflege;
Geschätts-/Amtsleitung, Oirektion; keine Tätig-
keit in einer der genannten Abteilungen, keine
Untergliederung des Betriebs/der Behörde in
Abteilungen:

6.4 Stellung im Betrieb:
Auszubildender, Praktikant, Volontäc Selbstän-
diger mit bis zu 4 Beschäftigten oder alleinschaf-
fend; Selbständiger mit 5 und mehr Beschättig-
ten:
Angestelller, Beamter, Arbeiter, mithelfender
Familienangehöriger
Büro-, Schreibkratt, angelernter Aö€iter/Nicht-
Facharbeite6 Verkäufer, Bearbeiter, Fachaöei-
ter, Geselle; Sachbeaöeiter, Voraöeiter, Kolon-
nen-, Schichtführeq herausgehobene, qualifi-
zierte Fachkraft, Meister, Polier, Schachtmeistel;
Sachgebietsleiter/Fleferent, Handlungsbevoll-
mächtigte( Abteilungsleiter, Prokurist; Oirektor,
Amts-, Betriebs-/VVerksleiter, Geschäftsführei

6.5 Wechsel des ausgeübten Berufs in den letzten
beiden Jahren:

gewechselt; nichl gewechselt;

6.6 Wechsel des Betriebs, der Firma usw. in den letz-
ten beiden Jahren:
gewechselt; nicht gewechselt.

7 Z.! § 5 Abs.2 Nr.2

7.1 HöchsterSchulabschluß an allgemeinbildenden
Schulen:
Volks- (Haupt-)schulabschluß; Realschulab
schluß (Mittlere Reife) oder gleichwertiger
Abschluß; Fachhochschulreile; allgemeine oder
fachgebundene Hochschulreile (Abitur/Fachabi-
tur):

7.2 letzter berullicherAusbildungsabschluß:
kein beruf licher Ausbildungsabschluß; Abschluß
einer Lehr-/Anlernausbildung oder gleichwertiger
Berutsfachschulabschluß; berufl iches Praktikum;
Meister-/Techniker- oder gleichwertiger Fach-
schulabschluß: Fachhochschulabschluß (auch
Ingenieurschulabschluß); Hochschulabschluß;

Bonn, den 14. Juni 1985

7.3 berufliche Fortbildung, Umschulung, sonstige
zusätzliche praktische Berufsausbildung in den
letzten zwei Jahren:
am Arbeitsplatz, im Betrieb: bei einer lndustrie-
und Handelskammer usw.; in besonderen Fortbil-
dungs-/Umschulungsstätteni an einer berulsbil-
denden Schule/Hochschule; durch Fernunter-
richt; aul ander€ Art; keine berufliche Fortbildung,
Umschulung, sonstige praklische Berulsausbil-
dung in den letzten zwei Jahren;

7.4 Dauer der Fortbildung, Umschulung, sonstigen
praktischen Berufsausbildung:
unter 1 Monat; 1 bis unter 6 Monate; 6 bis unter
1 2 Monate: 1 bis unter 2 Jahrei 2 Jahre und mehr;
zur Zeit noch andauemd;

7.5 Hauptfachrichtung des Hochschul-/Fachhoch-
schulabschlusses.

8 Zl§5Abs.2Nr.3
Für Ausländen

8.1 Aufenthaltsdauer in der Bundesrepublik
Deutschland einschließlich Bedin Mest):
hier geboren; Zuzug 1 949 und lrühe[
bei Zuzug 1950 und später:
Zuzugs.iahc

8.2 Zahl und Alter der im Ausland leb€nden Kinder
unter 'l I Jahren:
unter6 Jahren;6 bis unter l0Jahren; 10bis unter
16 Jahren; 16 bis unter 18 Jahren;

8.3 Ehegatte:
im Ausland lebend; nicht im Ausland leb€ndl

8.4 für Ledige:

im Ausland lebende Eltem:
MutteI Vatec Mutter und Vaten keine im Auslancl
leb€nden Eltern.

§2
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überlei-

tungsgesetzes in Verbindung mit § 16 des Mikrozen-
susgesetzes auch im Land Bedin.

§3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung

in Kratl.

Der Bundeskanzler
Or. Helmut Kohl

Oer Bundesminister des lnnern
Dr. Zimmerma n n
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Erste Verordnung
zur Anderung der Mikrozensusverordnung

Vom 21. April 1986

(BcBt I, S 436)

Auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensusgesetzes vom 10. Juni
1985 (BGBI. I S.955) verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des
Eundesrates:

§1
§ 1 der Mikrozensusverordnung vom '1 4. Juni 1 985 (BGBI. I S. 967) wird wie

folgt geändert:

1. ln Nummer 1 .'l 2 werden die Worte ,,Januar-Mai: Juni-Dezembe(" durch
die Worte,,Januar-April; Mai-Dezembe(" ersetzt.

In Nummer 11.6 wird der Punkt am Ende durih ein Semikolon ersetzt. und
es wird folgende Nummer 11.7 eingefügt:

,.11,7 Vorsorge gegen Krankheiten:
a) Teilnahme an einer Schluckimpfung gegen Kindedähmung

(Poliomyelitis):
teilgenommen: nicht teilgenommen; nicht b€kannt:

b) Jahr der letzten Schluckimpfung:
Jahres2ahl (letzte zwei Stellen) eintragen.'

§2
Diese Verordnung gilt nach § 1 4 ies Oritten Überleitungsgesetzes in Ver-

bindung mit § 17 des Mikrozensusgesetzes auch im Land Berlin.

§3
Oiese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Bonn, den 21. April '1986

Oer Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl

Der Bundesminister
,ür Jugend, Familie und Gesundheit

Bita Süssmuth
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Zwelte Verordnung
zur Anderung der Mikrozensusverordnung

vom 28. Februar ,989

(BGBI I, S 342)

Für Artikel 1 aul Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 Mikrozen-
susgesetz vom 10. Juni 1985 (BGBI. I S. 955) und für
Artikel 2 auf Grund des § 5 Abs. 4 Satz 1 Bundesstatistik-
gesetz vom 2?. Januat 1 987 (BGBI. I S. 462, 565) verord-
nel die Bundesregierung:

Artlkel 1

§ 1 der Mikrozerisusverordnung vom 14. Juni 1985
(BGBI. I S. 967), geänderl durch die Erste Verordnung zur
Anderung der Mikrozensusverordnung vom 21. April 1986
(BGBI. I S. 436), wird wie lolgt geänderl:

1. Als neue Nummer 6.4 wird eingefügt:

,,6.4 MerkmaledesArbeitsplat2es:
a) Schichtarbeil: ständig; regelmäßig; gelegent-

lich;

b) Arl der Schichtarbeit: Frühschicht, Spät-
schicht, Nachtschicht; Tagschicht, sonstige
Schichteinteilung: regelmäßig: gelegenllich;

c) Nachtaöeit (zwischen 22.00 Uhr und 6.00
Uhr): ständig; regelmäßig; gelegentlichi

d) Zahl der bei Nachtarbeit geleisteten Albeits-
stunden ie Nacht;

e) Samstagsarbeil: ständig; regelmäßigi ge-
legentlich;

f) Sonn- und Feiertagsarbeit: sländig; regel-
mäßig; gelegentlich."

2, Oie bisherigen Nummern 6,4 bis 6-6 werden Nummem
6.5 bis 6.7.

3, ln Nummer 11.7 erhalten die Buchstaben a und b
lolgende Fassuäg:

,,a) Veffiendung von jodiertem Speisesalz im Haus-
halt:
ja: nein; nicht bekannt;

Oer Bundesrat hat zugestimmt.

Bonn, den 28. Februar 1989

b) wenn nein oder nicht bekannt, Angabe des Grun-
des:

keine Kenntnis von jodiertem Speisesalz: keine
Kennlnis von der Bedeutung des.iodierten Speise-
salzes zur Gesundheitsvorsorgei sonstiges."

4. Es wird folgende Nummer 11.8 eingefügt:

,,1'1.8 Krankheitsrisiken:

a) gegenwärtig Raucher: regelmäßi9; gelegent-
lich:

b) lrüher Raucher: regelmäßig; gelegentlich;

c) niemals Raucher;

d) lürgegenwärtige und lrühere Baucher: über-
wiegende Arl des Bauchens: Zigaretten;
ZigarreMzigarillos; Pleilentabak; Alter bei
Rauchbeginn;

e) ,ür gegenwärtige und frühere Zlgarettenrau-
cher: Zahl der täglich gerauchten Zigaretten;
weniger als 5; 5 bis 20; 21 bis 40; 41 und
mehr."

Artikel 2

Oie Erhebungen nach § 5 Abs.2 Nr.4 Mikrozensusge-
setz in Verbindung mit § I Nr. I Mikrozensusverordnung
werden im Jahre 1989 ausgeselzt.

Artikel 3

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über
leitungsgeselzes in Verbindung mit § 17 des Mikrozensus-
gesetzes und § 27 des Bundesstatistikgesetzes auch im
Land Berlin.

Artikel 4

Diese Verordnung lritl am Tage nach der Verkündung in
Kratt.

Oer Bundeskänzler
Or. Helmut Kohl

Der Bundesminister des lnnern
Dr. Zimmermann
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Drltte Verordnung
zur Anderung der Mlkrozensusverordnung

Vom 12. Aprll 1991

(BcBl r, s 902)

Aul Grund des § 10 Abs. 1 Sal2 3 des Mikozensus-
gesetzes vom 10. Juni 1985 (BGBI. I S.955), geändert
durch Gesetz vom'17. Dezember 1990 (BGBI. I S.2837),
verordnel die Bundesregierung:

Artlkel 1

§ 1 der Mikrozensusverordnung vom 14. Juni 1985
(BGBI. I S. 967). zuletzl geändert durch die Zweile Verord-
nung zur Anderung der Mikrozensusverordnung vom
28. Februar 1989 (BGBI. I S. 342), wird wie totgt geänderl:

1. ln Nummer 1.2 werden die Worte ,einschließlich
Berlin (West)" gestrichen.

2. ln Nummer 1.9 werden die Worte "vot 1972i 1gZ2
oder spätsr" durch die Worte ,vor 1987; 1987 bis
1990; 1991 oder später'ersetä.

3. Nummer 1.15 wird wie folgt getaßt:

"Staatsangehörigkeit (Land) :

Bundesrepublik Deutschland; Albanien; Belgien; But-
garien; Oänemark: Frankreich; Griechenland; Groß-
brilannien; lrland; ltalien; Jugoslawien; Luxemburg;
Niededande; Nonregen; Ösleneich; Polen; portu-
gal; Rumänien; Schweden; Schweiz: Spanien; Tsche-
choslowakei; Türkei: UdSSR; Ungam; sonstiges
Europa; Algerien; Marokko; Tunesien; sonstigas
Atrika; Vereinigte Staaten von Amerika (USA): Kuba;
sonstiges Nord- und Mitlelamerika; Südamerika; lran;
sonsliger Naher Osten (2. B. lrak, lsrael, Jordanien,
Libanon, Syrien); Indien: Pakistan; Vielnam; sonstiges
Südasi€n (2. B. Alghanistan, Kambodscha, Laos, Sri
Lanka, Thailand); Japan; Korea; Philippinen: sonsti-
ges Ostasien (2. B. China, Hongkong, lndonesien,
Macao); übrige Welt; staatenlos."

4. ln Nummer 2.1 werden nach dem Worl ,,gelegenilich;"
die Worte "sozialversicherungskei (geringfügig) be-
schäftigti' eingefügt.

5. Nummer2.2 wird wie tolgl gefaßt:

"Für Kinder im Vorschulalter und lür Schüler und
Studenlen:

Besuch von:
Kindergarten/-krippe/-hort; allgemeinbildende Schule:
Klassenslule 1 bis 4; Klassenslule 5 bis 'lO; Klassen-
stule 1l bis 13 (gymnasiate Oberstule); berufliche
Schulei Fachhochschule: Hochschule."

6. ln Nummer 3.2.1 und 3_2.2 werden jeweils nach dem
Wort ,,Untallversicherung;" die Worte ,Bente aus der
Sozialversicherung der ehemaiigen ODR;" eingelügt.

7. Nummer 3.4 wird wie lolgt gefaßt:

"Höhe des monallichen Nenoeinkommens:
unler 3OO,- DM; 3O0,- OM bis unter 600,- DM;
600,- OM bis unter 1000,- oM: 1000,- oM bis
unter 1zlo0,- DM; I zlo0,- DM bis unler 1800,- OM:
1800,- DM bis unter 220O,- DM; 2200,- DM bis
unter 2500,- DM; 2500,- DM bis unter 3000,- OM;
3000,- OM bis unter 350O,- DM; 3500,- DM bis
unter 40O0,- DM: 4000,- OM bis unter 4500,- OM;
4500,- DM bis unter 500O,- DM: 5000,- DM bis
unter 55O0,- DM; 550O,- DM Us unter 6000,- DM;
6000,- DM bis unter 650O,- OM; 6500,- DM bis
unter 7000,- DM; 7000,- DM bis unter 7500,- DM;
7500,- und mehr DM; alt6 mithetlenden Famitien.
angehörigen bzw. selbständiger Landwirt; kein Ein-
kommen."

8. ln Nummer 4.1 werden die Worte "und Sozjalver-
sicherung Beriin (Ost)" gestrichen.

9. ln Nummer 4.2 werden die Worte "mitvecichert bei:
Pllichtversicherlem; treiwillig Versichertem; als Rent-
ner Versicherlem:" durch die Worte "als Familien-
angehöriger (EhegandKind) versichert;,. erseta.

10. Nummer 5 wird geslrichen.

11. ln Nummer 6.5 werden nach dem Wort "Geschätts-lührer;" die Worte "Milglied einer produKionsgenos-
s€nschaft;" angelügt.

12. Nummer 7.1 wird wie lolgt gefaßt:

"Höchster Schulabschluß an altgemeinbildenden
Schulen:
kein Schulabschluß; Haupt-(Votks-)schutabschluß;
Bealschulabschluß (Mintere Beite) oder gleichwertiger
Abschlu0; Abschluß der attgemeinbitdenden polytech-
nischen Oberschule in der ehematigen OOR: Fach-
hochschulreile; allgemeine oder lachgebundene
Hochschulreife (Abitur) ;'.

13. ln Nummer 7.2 wetden nach den Worten "Technikeroder gleichweniger Fachschulabschluß;' die Worte
,,Abschluß einer Fachschute in der ehemaligen DDR;"
eingelü9t.

14. ln Nummer 8.1 werden die Worte "einschließlichBerlin (West)' gestrichen.

15. Nummer g wird gestrichen.

16. An Numme|10.1 werden nach den Worlen "im Aus-
land;" die Worte ,entlällt, da kein pendler;" angefügt.
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17. ln Nummer 12.1 werden die Worle ,,Feststellung einer
Minderung der Enverbsfähigkeit durch amtlichen
Bescheid;" durch die Worte ,,Feststellung des Grades
der Behinderung durch amtlichen Bescheid:" erselzt.

18. Nummer 12.2wid wie lolgt gefaßt:

"Amtlich feslgestellter Grad der Behinderung:
bis unter 25; 25 bis unter 30; 30 bis unter ll(); 40 bis

Der Bundesrat hat zugestimml.

Bonn, den 12. Apdl lwl

unler 50;50 bis unter 60; 60 bis unter 70; 70 bis unter
80;80 bis unter 90;90 bis unter 100;10o; nicht
b€kannt."

Artlkel 2

Diese Vbrordnung tritt am Tage nach der Verkündung
in Kratt.

Der Bundeskanzler
Dr. H6lmut Kohl

Der Bundssminisler des lnnern
Schäuble
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Ausag aus

Gesetz
über die Statistik für Bundeszwecke

(Bundesststistikgesetz - BStatG)

vom 22 latuerr 1987
@GBI: I, 5.462 ff

§ ls
AuskuntGptlicht

(1) Ois eins Bundesstalistik anordnende Bechtsvor-
schrift hat leslzulegen. ob und in welchem Umlang die
Erhebung mit oder ohne Auskunflspllicht erlolgen soll- lsl
eine Auskuntlspllicht,esigelegl, sind alle natürlichen und
jurislischen Personen des privaten und ötlentlichen
Rechls. Personenvereinigungen. Behörden des Bundes
und der Länder sowie Gemeinden und Gemeindevetr
bend6 zur Beantwortung der ordnungsgemäß gesfellt€n
Fragen verptlichtet.

- (2) Die Auskunnspllicht b€steht gegenüb€r den mit d€r
Durchlührung der Bundesstatistiken amilich bgtraulen
Slellen und personen.

(3). qi" Antwort ist wahöeitsgemäB, voltsrändig und
nnerhalb der von den statistischen Amtem des Bundes
und der Länder gesetzlen Frislen zu erteilen. Bei schritt-
licher Auskunhseneilung ist die Antwort erst erleilt, wenn
die ordnungsgemäß ausgetüllten Erhebungsvordruck6 der
Erhebungsstelle zugegangen sind. Dia Antwort ist, soweil
in einer Bechtsvorschrilt nichts anderes beslimmt ist, tür
den Empfänger koslen- und portolrei zu erleilen.

(4) Werden Erhebungsbeaurtragle eingeseEt. können
die in den Erhebungsvordruckeh enthafienen Fragen
mündlich oder schrittlich beantwortet werden.

(5) ln den Fällen des Absatzes 4 sind bei schrihticher
Auskunttserteitung die ausgelüllten Erhebungsvordrucke
den Erhebungsbeauflragten auszuhändigen oder in ver-
schlossenem Umschlag zu üb€rgeb€n oder bei der Eöe.
bungsstelle abzugeben oder dorthin zu übersenden.

(6) Widerspruch und Anfshtungsklage gegen die Aul-
torderung zur Auskunhserleilung haben keine au,schis
bende Wirkung

§ 15

Geheimhaltung
(1 ) Einzelangab€n üb€r persdnliche und sachliche Ver

hällrisse, die lür eine Bundesslatistik gemacht werden,
sind von den Amtsträgem und ,ür den öflentlichen Oienst
besonders Verpltichteten. die mit der Ourchlührung von
Bundesslatrsriken oetraut sind. geheimzuhalten, soweit
durch besondere Flechtsvorscirill nichts anderes
beslimmt ist. Dies grlt nicht lür

1. Einzelangaben. in deren übemintung o.der Veröflent-
lichung der Belragte shnhtrch ernqewiiliE hat.

2. Einzelangaben aus allgemein zugänglichen Ouellen,
wenn sie sich aul die in § 1 5 Abs. I genannten ötfent-
lichen Stellen beziehen. auch soweit eine Auskuntts-
pllicht aulgrund einer eine Bundesslatistik anordnen-
den Fltrhtsvorschnh b€steht.

3- Einzelangab€n, die- vom Statistischen Bundesamt oder
den slatislischen Amtem der Länder mit den Einzel-
angaben anderer Be,ragter zusammengelaßt und in
slalistischen Ergebnissen dargeslelll srnd,

4. Einzelangaben. wenn sie dem B€,ra$en oder Belrotle-
nen nichl zuzuordnen sind.

oie §§ 93. 97, 105 Abs. 1. § 1 1 1 Abs. 5 in Veöindung mit
§ 105 Abs.1 sowie § l16 Abs.1 der Abgabenordnung
vom 1 6. Maz I 976 (BGBI. I S. 51 3; 1 977 | S. 269). zutern
geändert Curch Arlikel 1 des Gesetzes vom l9. Oezember
1985 (BGal. I S.2436). gelten nicht lür Personen und
Slellen, soweil sie ßit der Ourchlührung von Bundes-,
Landes- oder Kommunalslatistiken betraul srnd

(2) Oie Übermitlung von Einzelangaben zwischen den
mil der Durchlührung einer Bundesstatrstik belrauten Per-
soneo und Slellen isl zulässig, soweit Cies zur Eßtellung
der Bundesstalisiik erlordeiich ist

§26
Ü berle itu ng svo rsch rift

(4) Eine Auskunilspllicht rsr nach § 15 Abs. I Sarz 2
auch lestgelegl, sowerr Erhebungen aurgrund bereits get-
lender erne Bundessratistik anordnender Flechlsvorschril-
ten durchgelühn werden und die Aniwort nicht ausdrück-
lich lreioesiellt rsl- .
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